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1. Weblog „Aufgerollt“ – Berichterstattung über Menschen mit Behinderungen in Medien – persönlich und auch subjektiv erörtern 
Das Internet ist eine ideale und einfache Möglichkeit, Daten und Fakten, Informationen, Wissenswertes, Unterhaltsames, etc. an NutzerInnen zu übermitteln. Auch ist es ein sehr gutes Medium, um persönliche bzw. subjektive und objektive Meinungen zu einem Thema kundzutun. Hierzu eigenen sich so genannte Weblogs sehr gut, um ohne großen Aufwand die eigene Meinung mitzuteilen. 

Das Wort Weblog setzt sich aus World Wide Web und Log für Logbuch zusammen. Seit etwa Mitte der 1990er wird damit die Möglichkeit geboten, ein meist öffentliches „Tagebuch“ im Internet zu führen…um in Gedankenaustausch mit anderen zu treten. 

Bekannterweise stellt das Internet oftmals für Menschen mit einer Behinderung ein ausgezeichnetes Medium dar, um barrierefrei kommunizieren zu können bzw. um an Information zu gelangen. So gibt es natürlich auch jede Menge Artikel und Berichterstattungen zum Thema Behinderung. Neben objektiven, informativen Berichten gibt es jedoch auch immer wieder Themen, die polarisieren und zu Kontroversen anregen. Gerade diese Inhalte motivieren viele Menschen, sich darüber zu äußern oder ihren Unmut darüber auszudrücken. Hier bieten sich diese Weblogs an, um sich darüber auszutauschen.

Die Journalisten Christiane Link (London) und Martin Ladstätter (Wien) haben nun einen eigenen Weblog unter dem Namen "Aufgerollt" ins Leben gerufen. In diesem Blog sollen Berichterstattungen über Menschen mit Behinderungen aufgerollt werden. 

„Ich denke, es ist Zeit, einmal aus Sicht von behinderten Menschen zu dokumentieren, wie die Medien über uns berichten und das zu kommentieren“, sagt Christiane Link. So sollen in diesem Blog Berichterstattungen deutschsprachiger Medien über Menschen mit Behinderungen dokumentiert und kommentiert werden. Ziel dieses Blogs ist es, dass sich die Berichterstattungen über Menschen mit Behinderungen bzw. das Thema Behinderung nachhaltig ändern.
Den Weblog finden Sie unter:

http://aufgerollt.com/ 
www.facebook.com/aufgerollt 

http://twitter.com/aufgerollt 

Quelle:

http://aufgerollt.com/
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13752
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13756
http://www.kobinet-nachrichten.org/cipp/kobinet/custom/pub/content,lang,1/oid,30778/ticket,g_a_s_t
http://blindpr.com/
2. Monitoringausschuss veröffentlicht Bericht über die Funktionsperiode 2008-2012

Österreich unterzeichnete im Oktober 2007 (bzw. ratifizierte im Jahr 2008) die UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Österreich ging mit diesem völkerrechtlichen Vertrag die Verpflichtung ein, „(…) dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind" und dass Menschen mit Behinderungen „der volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung garantiert werden muss".

Um die Einhaltung der Bestimmungen auch überprüfen zu können, wurde in der Konvention ein Gremium – ein sogenannter Monitoringausschuss – vorgesehen. Dieser ist ein unabhängiger und weisungsfreier Ausschuss, der die vorgeschriebenen Menschenrechte überwachen soll – vor allem „(…) die Einhaltung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen durch die öffentliche Verwaltung für den Bereich der Bundeskompetenz …“.
Die rechtliche Grundlage zur Einsetzung des Monitoringausschusses findet man im §13 des Bundesbehindertengesetzes. „Der Monitoringausschuss - der aus Menschenrechtsexpertinnen und -experten besteht, kann unter anderem Beschwerden über Konventionsverletzungen bearbeiten, Stellungnahmen zu Gesetzen und Gesetzesentwürfen abgeben, sowie zur grundsätzlichen Einhaltung der Konvention durch den Bund Stellung nehmen.“

Laut Bundesbehindertengesetz hat der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen den Bundesbehindertenbeirat zu installieren. Weiters hat der Sozialminister im Zusammenwirken mit den anderen Mitgliedern der Bundesregierung in regelmäßigen Abständen einen Bericht über die Lage der behinderten Menschen in Österreich zu erstellen. Einen Teil dieses Berichtes bildet die Arbeit und Erfahrung des Monitoringausschusses. So berichtet der Ausschuss dem Bundesbehindertenbeirat regelmäßig über seine Beratungen und Tätigkeiten. 

Der Monitoringausschuss hat nun am Ende seiner ersten Funktionsperiode einen zweiteiligen Bericht erstellt. Im ersten Abschnitt gibt es den Tätigkeitsbericht zum Jahr 2012, „im zweiten Abschnitt wird über die ersten vier Jahre der Arbeit des Gremiums reflektiert", heißt es einleitend im vorliegenden Schriftstück.

Der Bericht an den Bundesbehindertenbeirat 2012 steht nun als Download zur Verfügung. Sie finden den Bericht unter http://www.monitoringausschuss.at/cms/monitoringausschuss/attachments/1/9/0/CH0910/CMS1269851328194/bericht_bbb_2012_final.docx 

Kontakt:
Büro des Unabhängigen Monitoringausschusses
c/o Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
1010 Wien, Stubenring 1
Fax: +43(1)718 94 70 - 2706 

E-Mail: buero@monitoringausschuss.at
E-Mail: buero.monitoringausschuss@bmask.gv.at 

Quelle:

http://www.monitoringausschuss.at
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13781 

3. „14. Europäisches und Internationales Gehörlosentheaterfestival 2013 für gehörloses, hörbehindertes und hörendes Publikum“
Theater soll und darf nicht eine elitäre Angelegenheit sein. Es soll vielmehr alle Menschen ansprechen und dazu animieren, sich in Welten voller Magie, voller Träume, aber auch voller Abgründe und Niedertracht etc. (ver-)führen zu lassen. Theater kann (gesellschafts-)kritischen, politischen, religiösen oder auch ästhetischen Motivationen zugrunde liegen. Theater soll jedoch immer eine Kommunikation zwischen DarstellerInnen und dem Publikum sein. 
Sehr oft ist der Gedanke in den Köpfen der Menschen verankert, dass eine Aufführung, eine szenische Darstellung – abgesehen von Pantomime – hauptsächlich vom gesprochenen Wort lebt. Dass es andere Formen und Möglichkeiten im Theater gibt, ist vielen Menschen nicht bewusst.
Aber gerade Menschen mit einer Hörbeeinträchtigung bzw. gehörlose Menschen brauchen und arbeiten mit einer Form des Theaters, die den jeweiligen Bedürfnissen entsprechen. Diese Form des Theaters ist in der Öffentlichkeit jedoch nicht sehr bekannt.

Die in Wien ansässige Vereinigung "ARBOS – Gesellschaft für Musik und Theater" sieht in ihren Aufgaben unter anderem die Förderung des Gehörlosentheaters. So veranstaltet ARBOS seit dem Jahr 2000 jährlich das „Europäische und Internationale Gehörlosentheaterfestival“. Somit findet heuer vom 15. bis 21. März 2013 bereits zum 14. Mal diese Veranstaltung in Wien statt. 
„Das Festival des visuellen Theaters und der Gebärdensprache ist ein Theaterfestival zum Sehen, Fühlen und Hören mit umfangreichem Begleitprogramm von und mit gehörlosen und hörenden Künstler(inne)n aus fünf Ländern für gehörloses, hörbehindertes und hörendes Publikum, für Jung und Alt, also Theater für alle!“ „Das Gehörlosen-Theater erzählt Geschichten von gehörlosen Menschen, ihrem Leben und ihrer Kultur.“
Um das Gehörlosentheater bekannter zu machen, wurde im Jahr 2001 das „Deaf Theatre Network Europe (Gehörlosen-Theaternetzwerk Europa)“ gegründet. Das „Deaf Theatre Network Europe“ organisiert seit dessen Gründung jedes Jahr zeitgleich zum Gehörlosentheaterfestival die Europäische Gehörlosentheaterkonferenz – heuer wird die Konferenz am 16.März 2013 abgehalten.
Im heurigen Jahr steht das Festival unter dem Motto „Was ist Schönheit?“. Rund um diese Frage und Themenstellung finden acht Produktionen statt. Hierbei arbeiten gehörlose und hörende KünstlerInnen aus sechs Ländern (Österreich, Polen, Tschechische Republik, USA und Lettland) zusammen. Daneben gibt es auch Workshops und eine Filmreihe. Auch werden Aufführungen in anderen Bundesländern gemacht.

Weitere Informationen erhalten Sie unter http://www.arbos.at/deaf_festival_13/index.htm.

Kartenreservierung via Telefon und SMS: 0664/793 69 15
oder bei 

Oeticket unter http://www.oeticket.com/de/tickets/gehorlosentheaterfestival-wien-palais-kabelwerk-301021/event.html 

Hauptaustragungsort:
Palais Kabelwerk
Oswaldgasse 35
A1120 Wien

Quelle:

http://de.wikipedia.org/wiki/Deaf_Theatre_Network_Europe_Vienna
http://www.sicht-wechsel.at/aktuell.php?go=14europischesundinternationalesgehrlosentheaterfestival2013inwien
http://www.oeticket.com/de/tickets/gehorlosentheaterfestival-wien-palais-kabelwerk-301021/event.html
http://www.arbos.at/deaf_festival_13/index.htm
http://www.arbos.at/
http://de.wikipedia.org/wiki/ARBOS_%E2%80%93_Gesellschaft_f%C3%BCr_Musik_und_Theater
http://de.wikipedia.org/wiki/Wien
4. Ratgeber des Finanzministeriums: „Das Steuerbuch 2013. Tipps zur Arbeitnehmerveranlagung 2012 für Lohnsteuerzahler/innen.“ – u.a. mit „Außergewöhnliche Belastungen bei Behinderungen“ und „Außergewöhnliche Belastungen für behinderte Kinder“

Eine der wichtigsten Steuerneinnahmen ist die Einkommensteuer bzw. die darin enthaltene Lohnsteuer. Diese wird auf Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit eingehoben. Prinzipiell muss jede Person, die einer bezahlten Arbeit nachgeht, Lohnsteuer zahlen. Je nach Höhe der Einkünfte gibt es unterschiedliche Steuerklassen, die zur Berechnung herangezogen werden.

Jedoch besteht für ArbeitnehmerInnen die Möglichkeit rückwirkend eine ArbeitnehmerInnenveranlagung (Steuerausgleich) zu machen. Hierbei können außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden, die zu einer teilweisen Rückzahlung von der geleisteten Lohnsteuer führen können.

Das Finanzministerium hat nun das „Das Steuerbuch 2013. Tipps zur Arbeitnehmerveranlagung 2012 für Lohnsteuerzahler/innen.“ herausgebracht. Hierbei handelt es sich um einen Ratgeber, der auf 150 Seiten die wichtigsten Informationen und Tipps zur ArbeitnehmerInnenveranlagung 2012 beinhaltet.


Unter dem Kapitel „Außergewöhnliche Belastungen“ gibt es die Punkte „Außergewöhnliche Belastungen bei Behinderungen“ und „Außergewöhnliche Belastungen für behinderte Kinder“. Darin wird erklärt, inwieweit behinderungsbedingter Mehraufwand bzw. Sonderausgaben in die Berechnungen einfließen (können). Angeführt werden beispielsweise „Kosten für Heilbehandlung“, „Hilfsmittel“, „Freibetrag für Gehbehinderte“, „Kostenübernahme von behinderungsbedingten Kosten des (Ehe-)Partners“, „Freibeträge für Kinder mit Behinderung“, „Freibeträge bei Bezug von Pflegegeld für das behinderte Kind“ etc.

Das Steuerbuch 2013 gibt es als kostenlosen Download unter http://www.bmf.gv.at/Publikationen/Downloads/BroschrenundRatgeber/Steuerbuch_2013.pdf. 
Sie können das Steuerbuch 2013 online auch in gedruckter Version bestellen unter http://www.bmf.gv.at/service/allg/feedback/_start.asp?ftyp=publ. 

Das Steuerbuch 2013 als eBook finden Sie unter http://www.bmf.gv.at/Service/Pressespiegel/__steuerbuch2013__/flipviewerxpress.html 

Quelle:

http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13747
http://de.wikipedia.org/wiki/Kategorie:Steuerrecht_%28%C3%96sterreich%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Lohnsteuer_%28%C3%96sterreich%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Steuer
http://www.derbetriebsrat.at/wp/?page_id=10
http://de.wikipedia.org/wiki/Eink%C3%BCnfte
5. Zugang zu Versicherungen für Menschen mit Behinderungen – Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2013 (VersRÄG 2013)
Versicherungen sind im Prinzip kollektive Risikoübernahmen. „Viele zahlen einen Geldbetrag (=Versicherungsbeitrag) in den Geldtopf Versicherer ein, um beim Eintreten des Versicherungsfalles aus diesem Geldtopf einen Schadenausgleich zu erhalten. Da der Versicherungsfall nur bei wenigen Versicherten eintreten wird, reicht der Geldtopf bei bezahlbarem Beitrag aus.“

Versicherungen sollten im Grunde für alle Menschen zugänglich sein. Jedoch gab bzw. gibt es – vorwiegend im Privatversicherungsrecht – immer wieder Sachlagen, die für Versicherungsunternehmen zu Ablehnungen von potentiellen KundInnen führten.

Mit der Argumentation eines statistisch zu hohen Risikos lehnten somit viele Versicherer den Abschluss einer Versicherung ab. Vertragsrechtliche „Lücken“ bzw. Auslegungsunterschiede im Vertragsrecht führten immer wieder zur Diskriminierung von bestimmten Personengruppen.

Speziell beim Abschluss von privaten Kranken-, Unfall- und Lebensversicherungen, sowie beim Abschluss von Reiseversicherungen, kam es immer wieder zu groben Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen. So kam es beispielsweise aufgrund von Behinderungen dazu, dass entsprechende Personen (weit) überhöhte Beitragsleistungen zu bezahlen hatten oder gänzlich von Versicherungsverträgen ausgeschlossen wurden.
 Auch gab es aufgrund des Geschlechts unterschiedliche Tarife für gleiche Leistungen. Dementsprechende Beanstandungen und Einsprüche gab es bereits von Seiten der InteressensvertreterInnen, aber auch von offiziellen Stellen. Auch war bekannt, dass die bis dato geltende Rechtslage nicht im Einklang mit dem europäischen Recht bzw. der UN-Behindertenrechtskonvention stand.

Mit dem Inkrafttreten des Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2013 (VersRÄG 2013) wurden nun einige Probleme entschärft.
Einerseits wird mit dem Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2013 die unterschiedliche Risikoeinschätzung zwischen Frauen und Männern geändert. Die von der EU-Kommission beanstandeten unterschiedlichen Berechnungen von Prämien und Leistungen aufgrund des Geschlechts werden beseitigt. Künftig werden Tarife geschlechtsunabhängig berechnet.

Auf der anderen Seite wird mit dem Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2013 der Diskriminierung aufgrund von Behinderungen entgegengewirkt. Es darf keine grundsätzliche Ablehnung aufgrund einer Behinderung geben. Nun muss es zu einer Prüfung im Einzelfall kommen. Ob und unter welchen Voraussetzungen eine Versicherung möglich ist, wird jeweils am konkreten Krankheitsverlauf festgestellt.

„Für eine individuelle Einschätzung von Vorerkrankungen und ‚Gesundheits-störungen’ sind neben statistischen Erhebungen insbesondere auch medizinische Erkenntnisse und ihre Anwendung auf den Einzelfall und die Erfahrungswerte der Risikoprüfer unerlässlich. Denn erst durch diese immer genauer und individueller gewordenen Möglichkeiten zur Risikodifferenzierung und Erkenntnisse ist es heute möglich geworden, viel größer werdende Teile der Versicherungswilligen auch mit Vorerkrankungen und Gesundheitsstörungen zu versichern, wenn auch gegen Vereinbarung von risikoausgleichenden Zuschlägen, als dies früher der Fall war.“
Kommt es zu einem Verstoß gegen diese Neuregelung des Versicherungsrechts gibt es nun auch die Möglichkeit einer erweiterten Verbandsklage (unabhängig vom Einzelfall). Das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz (BGStG) wird im Zuge des Versicherungsrechts-Änderungsgesetzes 2013 ebenfalls insofern novelliert, dass Verbandsklagen nicht nur vom Dachverband der Behindertenorganisationen (Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation – ÖAR), sondern auch vom Klagsverband sowie durch den Bundesbehindertenanwalt eingebracht werden können.

Weiters kann positiv angemerkt werden, dass durch die verpflichtende Gleichbehandlung beim Abschluss von Versicherungen Menschen mit Behinderungen auch Lebensversicherungen abschließen können. Dies wiederum ist oftmals wichtig bei der Gewährung von Krediten – auch für Menschen mit Behinderungen.

Der Verband der Versicherungsunternehmen Österreichs (VVÖ) meinte zur Causa: „Undifferenzierte und pauschale Ausschlüsse in Versicherungsbedingungen sind daher nicht nur nicht gewünscht, sie widersprechen sowohl den Bestimmungen des BGStG als auch der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen.“  Auch war von Seiten des VVÖ zu erfahren: „Die Versicherungswirtschaft ist sehr darum bemüht, dass Menschen weder mittelbar noch unmittelbar diskriminiert werden und Versicherungen, dem konkreten Risiko Rechnung tragend, nur zu fairen und angemessenen Bedingungen angeboten werden.“

Das Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2013 (VersRÄG 2013) ist mit 1. Jänner 2013 in Kraft getreten.
Den Gesetzestext zum Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2013 (VersRÄG 2013) finden Sie unter http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2013_I_12/BGBLA_2013_I_12.pdf. 

Die entsprechenden Änderung im Bundesbehindertengleichstellungsgesetz (BGStG) ist mit 1. Jänner 2013 in Kraft getreten.
Die entsprechenden Änderungen im Versicherungsvertragsgesetz, §1c, Versicherung für Menschen mit Behinderung, finden Sie unter http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Dokumentnummer=NOR40144624&ResultFunctionToken=4e47d1db-cfa5-44fa-b138-04e1f363fba0&Position=1&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=29.01.2013&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=Versicherungsvertragsgesetz.

Die entsprechenden Änderungen im Versicherungsvertragsgesetz sind mit 1. Jänner 2013 in Kraft getreten und sind auf Versicherungsverträge, Änderungen oder Kündigungen derselben anzuwenden, soweit sie nach dem 31. Dezember 2012 abgeschlossen werden oder erfolgen.
Quelle:

http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13632
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13631
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13717
http://www.slioe.at/was/stellungnahmen/2012-10_Versicherungsrecht.php
http://www.balance.at/news/neues-versicherungsrecht-beseitigt-diskriminierung
http://www.klagsverband.at/archives/7317
http://www.klagsverband.at/archives/7401
http://www.behindertenarbeit.at/bha/archives/19787
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13697
http://de.wikipedia.org/wiki/Versicherung_%28Kollektiv%29
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13696
6. Sprechtage der Anwaltschaft

Wegen völlig unzureichender personeller Ausstattung der Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung konnten seit rund einem Jahr keine Sprechtage durchgeführt werden. Nun ist Siegfried Suppan mit seinem Team wieder in den steirischen Bezirken unterwegs, um den BürgerInnen persönlich vor Ort für Beratungen zur Verfügung zu stehen.
Für folgende Sprechtage können unter 0316/877-2745 oder amb@stmk.gv.at Gesprächstermine vereinbart werden:
BH Liezen: Dienstag, 05.03.2013, 10:00 - 11:30h

BH Leoben: Dienstag, 05.03.2013, 13:00 - 14:30h

BH Murau: Donnerstag, 07.03.2013, 10:00 - 11:00h

BH Murtal: Donnerstag, 07.03.2013, 12:30 - 14:00h

BH Bruck-Mürzzuschlag, Außenstelle Mürzzuschlag: Di,12.03.2013, 10:00 - 11:30h

BH Bruck-Mürzzuschlag: Dienstag, 12.03.2013, 12:30 - 14:00h

BH Deutschlandsberg: Donnerstag, 14.03.2013, 10:00 - 11:30h

BH Leibnitz: Donnerstag, 14.03.2013, 13:00 - 14:30h

BH Südoststeiermark: Dienstag, 19.03.2013, 10:00 - 11:30h

BH Hartberg-Fürstenfeld: Dienstag, 19.03.2013, 13:00 - 14:30h

BH Weiz: Donnerstag, 21.03.2013, 10:00 - 11:30h

Stadtgemeinde Voitsberg: Donnerstag, 21.03.2013, 13:00 - 14:30h

F.d.I.v.: Gernot Bisail

------------------------------------------------------------------

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung
Hofgasse 12/Parterre
8010 Graz
Tel.: 0316/877-2745
Fax: 0316/877-5505

E-Mail: amb@stmk.gv.at
www.behindertenanwalt.steiermark.at
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